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Halten Sie
Anschluss Schnelles Internet ist ein entscheidender Standort-

faktor für Betriebe im ländlichen Raum. Wir beraten 
Gemeinden und Unternehmen in allen rechtlichen 
Fragen rund um den Breitbandausbau.
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Lücken in der Nahversorgung: Der de-
mografi sche Wandel beeinträchtigt die 
Lebensqualität in vielen ländlichen Re-
gionen. Eine verstärkte Zusammenarbeit 
von Kommunen kann dazu beitragen, 
Infrastrukturen der Daseinsvorsorge auf-
rechtzuerhalten und damit Lebensquali-
tät zu sichern. Ein Forschungsteam ent-
wickelte nun einen Leitfaden für Kom-
munen, der zeigt, wie verstärkte Koope-
ration zu einem nachhaltigen regionalen 

Management der Daseinsvorsorge bei-
tragen kann. Er entstand unter Leitung 
des ISOE – Institut für sozial-ökologi-
sche Forschung – in Kooperation mit 
dem Deutschen Institut für Urbanistik 
(Difu) im Rahmen des vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
(BMBF) geförderten Forschungsprojekts 
„LebensWert“.

Wenn die Bevölkerung altert, die 
Jüngeren wegziehen und Wohnungs-
leerstand das Gesicht einer Gemeinde 
ebenso prägt wie fehlende Einkaufs-
möglichkeiten und Arbeitsplätze vor 

Ort, dann sinkt die Lebensqualität. 
Kommunen geraten unter Druck, denn 
die Sicherung der Daseinsvorsorge wird 
zur Herausforderung. Zur Daseinsvor-
sorge gehören grundlegende Leistun-
gen für das Gemeinwesen. Diese soll-
ten einen gleichberechtigten Zugang 
ermöglichen, akzeptable Preise haben 
und kontinuierlich und gleichbleibend 
in Qualität und Umfang erbracht wer-
den. Die Daseinsvorsorge umfasst die 
Bereiche Energie, Wasserversorgung, 
Abwasser- und Abfallentsorgung, Ge-
sundheit, Pfl ege, Bildung, Jugend- und 
Altenhilfe sowie eine angemessene Ver-
sorgung mit Wohnraum und Einkaufs-
möglichkeiten.

Kommunale Kooperationen können 
helfen, diese notwendigen Versorgungs-
leistungen weiterhin zu gewährleisten. 
„Interkommunale Kooperation kann Ak-
teure in kleinen Kommunen im Alltag in 
ihren vielfältigen praktischen Aufgaben 
der Daseinsvorsorge entlasten und so 
Freiräume und Anlässe für den Blick auf 
strategische Fragen schaffen“, sagt Jutta 
Deffner vom ISOE und Leiterin des For-
schungsprojekts „LebensWert“. Denn 

Lebensqualität im 
ländlichen Raum sichern
Leitfaden für Kommunen, um Auswirkungen des 
demografi schen Wandels abzufedern
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Sich mit etwas 
Abstand den 
strategischen 
Zukunftsfragen 
der Gemeinde 
zu widmen ist 
wichtig.
Jutta Deffner, ISOE
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Unsere App „Kommunalpolitik NRW“ versorgt Sie zuverlässig und aktuell mit Infos rund um 
die Themen Wasser und Energie. 

Präsentiert von Gelsenwasser: Jetzt erhältlich im Apple und Google App Store.

MOBIL

Ihre App für News und 
 Kontakte in NRW
GELSENWASSER – IMMER BESTENS INFORMIERT

Google Play StoreApple App Store
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V on schneller Internetverbindung 
können viele Bewohner auf dem 
Land nur träumen. Das muss sich 

jedoch dringend ändern, damit sich auch 
der ländliche Raum entwickeln kann und 
für Unternehmen sowie für die Bewohner 
attraktiver wird. Denn die Menschen wer-
den nur dort bleiben, wo sie – wenn sie 
schon nicht mehr bei „Tante Emma“ ein-
kaufen können – doch wenigstens Zugriff 
auf Amazon haben.

Bislang kommt jedoch der Breit-
bandausbau auf dem Land nur schlep-
pend voran. Das hat einen einfachen 
Grund: Für private Versorger lohnt sich 
der Ausbau oftmals nicht. In der Folge 
entstehen sogenannte „weiße Flecken“. 
Dabei handelt es sich um Gebiete, in 
denen eine Breitbandversorgung heu-
te, aber auch in naher Zukunft nicht 
vorhanden sein wird. Angesichts dieser 
Unterversorgung drängt sich die Frage 
auf, ob Städte und Gemeinden in diesen 
Gegenden aktiv werden und die Breit-
bandversorgung selbst übernehmen 
sollten. Aber ist ihr Tätigwerden über-
haupt kommunalrechtlich zulässig?

Sämtliche Kommunalgesetze der bun-
desdeutschen Flächenstaaten stellen die 
wirtschaftliche Betätigung von Kommu-
nen unter eine so genannte „Schran-
kentrias“. Sie dürfen insbesondere dort 
nicht aktiv werden, wo Private ebenso 
gut und wirtschaftlich tätig sein kön-
nen. Allerdings funktioniert das private 
Engagement bei Breitband in den „wei-
ßen Flecken“ gerade nicht. Die Kommu-
nalgesetze hindern die Kommunen also 
nicht daran, wirtschaftlich tätig zu wer-
den. 

Gerade kleinere Kommunen werden 
regelmäßig jedoch sowohl organisato-
risch als auch wirtschaftlich nicht in der 
Lage sein, den Breitbandausbau selbst 
vorzunehmen. In Betracht kommen da-
her verschiedene Kooperationsmodelle. 
Eines davon ist beispielsweise die Zusam-
menarbeit mit privaten Unternehmen. In 
diesem Fall müssen die Vorgaben des 
europäischen Beihilfenrechts genau be-
achtet werden, wobei unter Umständen 
auch eine Lockerung des Beihilfeverbots 
für die Breitbandversorgung geprüft 
werden sollte. 

Wenn sich einzelne Gemeinden dazu 
entschließen, den Breitbandausbau ge-
meinsam voranzutreiben, stellt die inter-
kommunale Zusammenarbeit eine inter-
essante Möglichkeit dar. Nicht immer ist 
es dafür notwendig, einen Zweckver-
band zu gründen. Denkbar ist auch, dass 
eine – mutmaßlich die wirtschaftlich 
leistungsfähigere – Gemeinde, beispiels-
weise durch ihre Stadt- oder Gemeinde-
werke, den Ausbau auch außerhalb des 
eigenen Gemeindegebietes übernimmt. 
Denn auch außerhalb des eigenen Ho-
heitsgebietes kann eine Kommune in 
vielen Fällen tätig werden. Das ist ins-
besondere immer dann zulässig, wenn 
die Zielgemeinde ausdrücklich zustimmt, 
dass die andere auf ihrem Gemeindege-
biet aktiv werden darf. Aber auch wenn 
diese ausdrückliche Zustimmung nicht 
erfolgt, sehen einige Kommunalgesetze 
der Länder vor, dass Gemeinden außer-
halb ihres Gemeindegebietes tätig sein 
dürfen, wenn die berechtigten Interes-
sen der Zielgemeinde gewahrt sind. 

Praktisch bedeutet dies: Weiße Flecken 
müssen nicht weiß bleiben, Breitband ist 
auch im ländlichen Raum möglich. Die 
Kommunen können und sollten selbst 
handeln. Dabei sollten sie sich auf jeden 
Fall von einem rechtlichen Berater beglei-
ten lassen. Er kann ihnen aufzeigen, wel-
che Chancen ihnen das Kommunalwirt-
schaftsrecht sowohl für ein kooperatives 
wie auch Gemeindegrenzen überschrei-
tendes Tätigwerden bietet.
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Internet in  
kommunale Hände!
Wie Kooperationsmodelle Farbe in die weißen Flecken  
bringen können

Autoren Dr. Dominik Lück, Dr. Maximilian Dombert
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Flecken müssen 
nicht weiß 
bleiben.
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